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Ulrike Lembke – Rechtsprechung Öffentliches Recht

untergebrachte Person selbst vorsieht, ist der Beschwer-
deführer auch in seinem Recht aus Art. 5 IV EMRK ver-
letzt. Das Gericht stellte ferner die Verletzung von Art. 3 
i. V. m. Art. 13 sowie Art. 6 EMRK fest und sprach dem 
Beschwerdeführer ein Schmerzensgeld in Höhe von 
15.000 Euro zu. 

Bedeutung für Deutschland 

Die Entscheidung über die Unterbringung einer Person 
mit psychischer Erkrankung in einer P!egeeinrichtung 
in Bulgarien erregt wenig Aufmerksamkeit, weil allge-
mein vorausgesetzt wird, dass die Bedingungen in ent-
sprechenden Pf legeeinrichtungen in Osteuropa weit 
unter den deutschen Standards liegen.10 Das sollte aber 
nicht dazu führen, die Rechtsprechung des EGMR in 
diesem Bereich zu ignorieren. Auch das deutsche Be-
treuungsrecht steht nicht außerhalb der Kritik, wenn es 
bspw. darum geht, welcher Stellenwert dem tatsächlich 

10 Dies bedeutet allerdings nicht, dass nicht auch in Deutschland 
erhebliches Verbesserungspotential bestünde, insbesondere im Um-
gang mit psychisch kranken Stra"äter/innen, vgl. hierzu Helmut Pol-
lähne, Der CPT-Bericht über den Deutschland-Besuch 2005, RuP 2007, 
S. 120–131. 

geäußerten Willen einer Person mit psychischer Erkran-
kung oder Behinderung zukommt.11 Vor allem ist die 
Vereinbarkeit deutscher Rechtsvorschri"en mit der UN-
Behindertenrechtskonvention im Hinblick auf Personen 
mit psychischer Erkrankung oder Behinderung nicht 
unumstritten.12 Im vorliegenden Fall hat der EGMR die 
Konvention nur genannt, aber nicht weiter geprü", da sie 
von Bulgarien noch nicht rati#ziert wurde. Würde die 
Beschwerde einer Person mit psychischer Erkrankung 
oder Behinderung gegen Deutschland vorgetragen, wür-
de die Behindertenrechtskonvention entweder als Teil 
des nationalen Rechts oder zumindest als zentrales Aus-
legungsmittel eine wesentliche Rolle spielen. 

11 Zur Problematik Dagmar Brosey, Wunsch und Wille des Betreuten 
bei Einwilligungsvorbehalt und Aufenthaltsbestimmungsrecht, 2009; 
Alexander Benecke, Zulässigkeit von Zwang in der medizinischen Be-
handlung gesetzlich Betreuter, 2010; Ulrich Hähner, Vom Betreuer 
zum Begleiter: eine Neuorientierung unter dem Paradigma der Selbst-
bestimmung, 2011. 
12 Zum Änderungsbedarf vgl. statt vieler Erhard Fischer, Perspekti-
ven beru!icher Teilhabe, 2011; Petra Flieger/Volker Schönwiese (Hrsg.), 
Menschenrechte – Integration – Inklusion, 2011; Sigrid Graumann, 
Assistierte Freiheit: von einer Behindertenpolitik der Wohltätigkeit 
zu einer Politik der Menschenrechte, 2011; Leander Palleit, Gleiches 
Wahlrecht für alle?, 2011; Ralf Poscher/Johannes Rux/!omas Langer, 
Von der Integration zur Inklusion, 2008. 

Ulrike Lembke*

Videoüberwachung der Hamburger Reeperbahn

Art. 70 I, 74 I GG, Art. 2 I i. V. m. 1 I GG, § 8 III HmbPolDVG Die offene Videoüberwachung der Hamburger 
Reeperbahn, soweit sie nur den öffentlichen Straßenraum erfasst, verstößt nicht gegen Bundesrecht. 

BVerwG, Urteil vom 25.01.2012 – 6 C 9/11. 

Der Sachverhalt 

Die Klägerin wohnt zur Miete in einem Haus an der 
Hamburger Reeperbahn. Die Reeperbahn wird von der 
Hamburger Polizei mit Hilfe von zwölf Videokame-
ras o$en überwacht. Die Kameras können um 360° ge-
schwenkt und variabel geneigt werden und verfügen 
über eine Zoomfunktion. Ihre Steuerung erfolgt von der 
Einsatzzentrale der Polizei aus, wo die Bilder auf einer 
Monitorwand rund um die Uhr betrachtet und ausge-
wertet werden. Eine der zwölf Kameras ist direkt gegen-
über dem Wohnhaus der Klägerin in vier Metern Höhe 
an einem Pfahl befestigt und erfasst in ihrem Schwenk-
bereich das Wohnhaus wie den davor liegenden Stra-
ßenraum. Auf ihre Klage hiergegen hat das OVG Ham-
burg die Polizei angewiesen, die Videoüberwachung der 

Wohnräume und des Eingangsbereichs des Wohnhauses 
der Klägerin zu unterlassen.1 Mit der Revision wollte die 
Klägerin weiterhin vollumfänglich gegen die Videoüber-
wachung vor ihrer Wohnung, also auch im ö$entlichen 
Straßenraum, vorgehen. 

Ermächtigungsgrundlage für die Videoüberwachung 
des ö$entlichen Straßenraums in Hamburg2 ist § 8 III, 

1 Die Dienstvorschri"en zum Betrieb der Videokameras sahen be-
reits eine sog. Schwarzschaltung für die Wohnung der Klägerin vor, 
weshalb ihr Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz durch das VG 
Hamburg vom 24.05.2007 – 4 K 2800/06, abgelehnt wurde. Das OVG 
Hamburg vom 22.11.2006 – 4 Bs 244/06, verbot sodann die Freischal-
tung der Kamera, soweit die Wohnung der Antragstellerin davon er-
fasst werden konnte. In der Hauptsache verp!ichtete das OVG Ham-
burg vom 22.06.2010, NordÖR 2010, 498–507, die Polizei zum Unter-
lassen der Videoüberwachung des gesamten Eingangsbereiches. 
2 Zu gesellscha"licher Wahrnehmung und Auswirkungen in Ham-
burg vgl. Nils Zurawski, Videoüberwachung in Hamburg, 2007; in ver-
schiedenen Ländern und Staaten vgl. Francisco Reto Klauser, Die Vi-
deoüberwachung ö$entlicher Räume, 2006; Ilka Kreutzträger/Eva Os-
terholz, Videoüberwachung im ö$entlichen Raum, 2005; sowie die 
Beiträge in: Hans-Jörg Bücking (Hg.), Polizeiliche Videoüberwachung 

 * Juniorprofessorin für Ö$entliches Recht und Legal Gender Studies 
an der Universität Hamburg.
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I HmbPolDVG. Danach darf die Polizei ö$entlich zu-
gängliche Orte mittels Videoüberwachung o$en beob-
achten, soweit an diesen Orten wiederholt Stra"aten 
begangen worden sind und Tatsachen die Annahme 
kün"iger Begehung rechtfertigen. Die gewonnenen Auf-
zeichnungen sind spätestens einen Monat nach der Da-
tenerhebung zu löschen, es sei denn, sie werden zur Ver-
folgung von Ordnungswidrigkeiten von erheblicher 
Bedeutung oder von Stra"aten benötigt, oder Tatsachen 
rechtfertigen die Annahme, dass die Person künftig 
Stra"aten begehen wird, und die Au%ewahrung ist zur 
vorbeugenden Bekämpfung von Stra"aten von erhebli-
cher Bedeutung erforderlich. 

Mit der Revisionsentscheidung musste vor allem die 
Frage beantwortet werden, ob diese zwischen Strafver-
folgung und Gefahrenabwehr changierende Überwa-
chungsbefugnis mit der Kompetenzordnung des Grund-
gesetzes vereinbar ist. 

Zur Entscheidung 

Das BVerwG hat entschieden, dass der Landesgesetzgeber 
nach Art. 70 I GG die Kompetenz zum Erlass von § 8 III, 
I HmbPolDVG hatte. Zweck der Videoüberwachung ist 
die Gefahrenabwehr, die zweifelsfrei der Kompetenz 
des Landesgesetzgebers unterfällt, und die Strafverfol-
gungsvorsorge. Zwar wird die Strafverfolgungsvorsorge 
von der konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes für das Strafverfahren nach Art. 74 I Nr. 1 GG 
erfasst.3 Der Bund hat aber zu der hier in Frage stehen-
den Maßnahme der o$enen Videoüberwachung des öf-
fentlichen Straßenraums keine abschließenden Regelun-
gen getro$en, welche eine Regelungstätigkeit der Länder 
nach Art. 72 I GG ausschließen würde. Insbesondere die 
Anfertigung und Au%ewahrung von Lichtbildern zu er-
kennungsdienstlichen Zwecken nach § 81  b Alt. 2 StPO 
sowie die Anfertigung von Bildaufnahmen bei der Ob-
servation tatverdächtiger Personen nach § 100  h I 1 Nr. 1, 
§ 163  f StPO weisen für das BVerwG bedeutsame Unter-
schiede zur Videoüberwachung auf,4 so dass keine ab-
schließende bundesgesetzliche Regelung besteht. 

ö$entlicher Räume, 2007. 
3 Zur Gesetzgebungskompetenz bezüglich Gefahrenabwehr 
und Strafverfolgungsvorsorge vgl. schon BVerfG vom 27.07.2005, 
BVerfGE 113, 348–392. 
4 Das erkennungsdienstliche Fotogra#eren zielt im Gegensatz zur 

Nach Ansicht des BVerwG macht der Umstand, dass die 
bei der Videoüberwachung aufgezeichneten Bilder im 
Rahmen der Strafverfolgung verwendet werden können, 
die Videoüberwachung selbst nicht zu einer Maßnahme 
der Strafverfolgung. Ferner verfolgt der Gesetzgeber mit 
der Verhütung von Straßenkriminalität und der Vor-
sorge für ihre strafrechtliche Verfolgung legitime Ziele,5 
welche einen Eingri$ in das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung6 rechtfertigen, sofern sich die Über-
wachung auf den ö$entlichen Straßenraum beschränkt. 

Ob dieses Urteil überzeugt, muss jede Leserin und jeder 
Leser für sich entscheiden.7 Die Kritikpunkte liegen auf 
der Hand: Warum soll im Bereich der „Strafverfolgungs-
vorsorge“ und damit des Strafverfahrensrechts eine Län-
derkompetenz bestehen, sofern die Maßnahme nur weit 
genug vom herkömmlichen Katalog abweicht? Ist eine 
weitere Annäherung und Vermischung der polizeirecht-
lichen und straf(verfahrens)rechtlichen Befugnisse, wie 
sie in Zeiten der Terrorbekämpfung ohnehin zu beob-
achten ist, wirklich wünschenswert? Kann als unproble-
matisch angesehen und rein über die Verhältnismäßig-
keit gelöst werden, dass neue Eingri$sbefugnisse wie die 
zur Videoüberwachung nicht mehr an konkrete Gefah-
ren als grundrechtssichernde Eingri$sschwelle anknüp-
fen, sondern an Gefährdungspotentiale oder potentielle 
Gefährlichkeiten in ö$entlichen Räumen? 

Videoüberwachung auf eine bestimmte, bekannte Person; die Obser-
vation ist im Gegensatz zur o$enen Videoüberwachung eine heimli-
che Maßnahme; kritisch hierzu Constantin Abate, Präventive und re-
pressive Videoüberwachung ö$entlicher Plätze, DuD 2011, S. 451–454; 
Christoph Schnabel, Polizeiliche Videoüberwachung ö$entlicher Räu-
me nach § 8 III HbgPolDVG, NVwZ 2010, S. 1457–1461. 
5 Sehr skeptisch zur Wirksamkeit Gabriele Kett-Straub, Dient die 
Techno-Prävention der Vermeidung von Kriminalität?, ZStW 123 
(2011), S. 110–133; zur Unwirksamkeit der Videoüberwachung in 
Hamburg vgl. Mark A. Zöllner, Standpunkt: neue Studie zur (Un-)
Wirksamkeit der Videoüberwachung, NJW-aktuell 32/2010, S. 10–12. 
6 Zur Eingri$squalität von Aufzeichnung und bloßer Beobachtung 
vgl. BVerfG vom 11.03.2008, BVerfGE 120, 378 $.; VGH Mannheim 
vom 21.07.2003, NVwZ 2004, 498–507; Dirk Büllesfeld, Polizeiliche Vi-
deoüberwachung ö$entlicher Straßen und Plätze zur Kriminalitäts-
vorsorge, 2002, S. 134 $. 
7 Umfassend zur Diskussion um die Zulässigkeit und Zweckmäßig-
keit der Videoüberwachung Dominique Maximini, Polizeiliche Video-
überwachung ö$entlicher Straßen und Plätze zur Kriminalitätsprä-
vention, 2010. 


